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Wer entrichtet und wer erhält die Kirchensteuer 

Kirchensteuerpflicht 

Für die Steuerpflicht sind in allen Kirchensteuergesetzen zwei Kriterien entscheidend, die 
Kirchenangehörigkeit (Kirchenmitgliedschaft) und der Wohnsitz bzw. der gewöhnliche Aufenthaltsort 
(Territorialitätsprinzip). 
 
Die Zugehörigkeit zu einer wird durch den Akt der Taufe begründet. Der Wohnsitz oder gewöhnliche 
Aufenthalt richten sich nach § 8 AO. Ob die Besteuerung dabei aufgrund eines Wohnsitzes oder des 
gewöhnlichen Aufenthalts erfolgt, ist im Ergebnis ohne Bedeutung, weil die steuerlichen Auswirkungen 
gleich sind. 
 
Bei Ehegatten wird im staatlichen Steuerrecht und im Meldewesen grundsätzlich davon ausgegangen, 
dass der Ehemann bzw. die Ehefrau dort den Wohnsitz hat, wo die Familie wohnt. Nimmt er/sie eine 
Tätigkeit außerhalb des Ortes auf, so behält er/sie im allgemeinen seinen/ihren Wohnsitz am 
bisherigen Wohnort bei, wenn seine/ihre Familie dort verbleibt. Nur unter besonderen Umständen 
kann ein gemeinsamer Wohnsitz für die Ehegatten verneint werden. 
 
Bei Wohnsitzwechsel in das Gebiet einer anderen Landeskirche bzw. Diözese teilen sich diese das 
Besteuerungsrecht nach der Aufenthaltsdauer. Die Aufteilung ist in der Praxis für den 
Kirchensteuerzahler ohne Bedeutung, insbesondere wenn der Hebesatz der Kirchenlohnsteuer in 
beiden Bundesländern des Wohnsitzes gleich hoch ist. Bei unterschiedlichem Hebesatz im 
Umzugsjahr wird die Kirchensteuer vom Finanzamt bei der Einkommensteuerveranlagung nach 
Monaten aufgeteilt. 
 
Steuerpflichtige Kirchenangehörige, die ihren Wohnsitz im Inland nur vorübergehend aufgeben und 
wieder zurückkehren wollen, behalten ihre Mitgliedschaft i.d.R. bei. Für die Zeit des 
Auslandsaufenthalts sind sie jedoch von den Pflichten gegenüber ihrer Kirche befreit, d.h. sie zahlen 
auch keine Kirchensteuer. Bei der Rückkehr leben ihre Rechte und Pflichten wieder auf. 
 
Deutsche Auslandsbeamte sind - obwohl sie unbeschränkt steuerpflichtig sind - nicht 

kirchensteuerpflichtig, sofern sie ihren einzigen Wohnsitz1 im Ausland haben. Angehörige der 
Bundeswehr gehören zur Landeskirche bzw. zur Diözese ihres Wohnsitzes. Sie sind damit 
kirchensteuerpflichtig. 

Anteil der Kirchensteuerzahler 

Fast ⅔ der Steuerpflichtigen gehört einer der beiden großen steuererhebenden 
Religionsgemeinschaften an. 43% sind auch Kirchensteuerzahler. Im evangelischen Bereich betragen 
die Relationen gut 50% bzw. 34%. 
 

Steuerpflichtige insgesamt 43.415.280 

evang. und kath. Steuerpflichtige 62 % 

evang. und kath. Kirchensteuerzahler 43 % 
Prozentangaben gerundet; Quelle: Statistische Auswertung 2001 

evang. Kirchenmitglieder 26.453.592  

evang. Steuerpflichtige 13.268.510 50,2 % 

evang. Kirchensteuerzahler 9.052.178 34,2 % 
Quelle: EKD für 2001 

Kirchenmitgliedschaftliche Regelungen 

Das Kirchenmitgliedschaftsrecht ist innerkirchliches Recht. Voraussetzung für die Begründung der 
Kirchenmitgliedschaft ist grundsätzlich die Taufe. Die innerkirchlichen Regelungen, die die 
Kirchenmitgliedschaft an Taufe und Wohnsitz knüpfen, sind verfassungsgemäß, da das 
Kirchenmitglied jederzeit die Möglichkeit hat, seine Mitgliedschaft zu beenden. 
 

                                                      
1 Urt. BFH vom 17.5.1995, BFHE 192, S. 296 
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Kirchensteuerpflichtig können in der Bundesrepublik Deutschland nur natürliche Personen sein; 
„juristische Personen“ (also z.B. Aktiengesellschaften) können - im Gegensatz zu einigen 
europäischen Nachbarländern - nicht zur Kirchensteuer herangezogen werden.  
 
Im Gegensatz zur römisch-katholischen Kirche bildeten sich bei der evangelischen Kirche aus dem 
Reformationsprozeß verschiedene Strömungen des evangelischen Bekenntnisinhalts (z.B. 
reformierte, lutherische, unierte). Gehört der Steuerpflichtige im Bundesgebiet einer der evangelischen 
Landeskirchen an, die sich in der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) als Gemeinschaft 
lutherischer, reformierter und unierter Kirchen zusammengeschlossen haben, gehört er der 
evangelischen Kirchenfamilie an. Kirchensteuerpflicht ist damit in jeder Landeskirche, d. h. in jedem 
Bundesland begründet. Die Einzelheiten regeln das Kirchengesetz der EKD über die 
Kirchenmitgliedschaft sowie das Kirchenverfassungsrecht der jeweiligen Landeskirche. Für die 
römisch-katholischen Diözesen ist das ergänzend zum codex iuris canonici (cic) gesetzte 
Partikularrecht des Bischofs maßgebend. 
 
Nur Kirchenmitglieder sind kirchensteuerpflichtig. Deshalb darf auch ein verheirateter Arbeitnehmer, 
der keiner steuerberechtigten Kirche angehört, nicht zum Kirchensteuerabzug vom Arbeitslohn 
verpflichtet werden, nur weil sein Ehegatte einer steuerberechtigten Kirche angehört. Ebenfalls dürfen 
in einer Ehe, in der nur ein Ehegatte Mitglied einer steuerberechtigten Religionsgemeinschaft ist 
(glaubensverschiedene Ehe), die Besteuerungsmerkmale nur des kirchenangehörigen Ehegatten 
Bemessungsgrundlage für die Kirchensteuer sein. 
 
Ausländer sind kirchensteuerpflichtig, wenn sie in der Bundesrepublik ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben und sie einer steuerberechtigten Religionsgemeinschaft angehören. 
Die Staatsangehörigkeit spielt dabei keine Rolle. Auch ist es gleichgültig, ob in ihrem Heimatland 
Kirchensteuer erhoben wird oder nicht. Die Kirchenangehörigkeit im Sinne des Kirchensteuergesetzes 
und damit Kirchensteuerpflicht des zuziehenden Ausländers wird begründet durch die 

Bekenntnisverwandtschaft der Heimatkirche2 mit einer der steuererhebungsberechtigten 
Religionsgemeinschaften im Bundesgebiet. Als „evangelisch“ wurden in der Rechtsprechung des 
Preußischen Oberverwaltungsgerichts alle Kirchen angesehen, die sich zu den Grundsätzen der 
Reformation bekennen; mithin jedenfalls die Lutheraner, Reformierten und Unierten. 
Kirchengemeinschaft haben z.B. die Unterzeichner der Leuenberger Konkordie reformatorischer 
Kirchen gebildet. 1983 haben ihr 81 Kirchen zugestimmt und damit ihre evangelische 
Bekenntnisverwandtschaft dokumentiert. Ausländische Arbeitnehmer, die Mitglied einer dieser Kirchen 
sind, sind bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen im Bundesgebiet grundsätzlich 
kirchensteuerpflichtig.  
 
Beschränkt steuerpflichtige Personen, die im Inland weder Wohnsitz noch gewöhnlichen Aufenthalt 
haben, sind nicht kirchensteuerpflichtig. 

Gläubiger der Kirchensteuer 

Die Kirchensteuer steht derjenigen Landeskirche zu, in deren Gebiet der Kirchenangehörige seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. Ist der kirchenangehörende Arbeitnehmer im Bereich 
einer anderen Landeskirche tätig und gelangt seine Kirchensteuer aufgrund des 
Betriebsstättenprinzips an diese Landeskirche, wird dieser Betrag mittels des Kirchenlohnsteuer-
Verrechnungsverfahrens seiner Wohnsitz-Landeskirche zugeführt (s. 3.5.8.2). Dies gilt auch für die 
katholischen Bistümer. 
 

                                                      
2 Bei der röm.-kath. Kirche als „Weltkirche“ ist Kirchenzugehörigkeit immer gegeben. 


